
Landratsamt Berchtesgadener Land 
 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) und Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 

- Feststellung der UVP Pflicht – 

Bekanntgabe des Ergebnisses der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 5 i.V.m. § 7 UVPG; 

Anlage zum Warmwalzen von Stahl- Änderungsgenehmigung nach § 16 BImSchG für das Walzwerk 

Vorhaben:  Änderung Walzwerk: 
 Änderung der Belüftungsanlage der Kühlbetthalle: 
 Ersatz des vorhandenen Wiedererwärmungsofens für Knüppel (Hubbalkenofen) durch einen 

Ersatzneubau in den bestehenden Hallen; 
 Verlängerung des Walzwerks im Mittel um ca. 40 m Richtung Freilassing; Änderung der 

Rohmaterialaufgabe Versetzen der Hochdruckentzunderung; Erhöhung der 
Feuerungswärmeleistung des Hubbalkenofens von 19,9 MW auf 27,84 MW; Erhöhung 
Produktionskapazität der Walzstraße derzeit 60 t/h auf zukünftig 80 t/h; 

 Entfernung der Wand nördlich des bestehenden Hubbalkenofens zum Zwischenbereich hin, 
Versetzung der Wand zur Prüfhalle A11 nach Norden, Wanddurchbruch zur Knüppelhalle, 
Errichtung eines Trafohauses mit Schaltraum und eines Hydraulikraums 

Grundstück: Werksgelände SAH 
Gemeinde Ainring 
Betreiber/ Bauherr: Stahlwerk Annahütte Max Aicher GmbH & Co. KG 
 Max-Aicher-Alle 1+2 
 83404 Ainring/ Hammerau 
 

Ergebnis der „ allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls“ nach §§ 9 Abs.4, 7 Abs.1 UVPG 

1.  Allgemeines 

Die Stahlwerk Annahütte Max Aicher GmbH & Co. KG betreibt am Standort Ainring (Max-Aicher-Allee 1+2, 83404 
Ainring/Hammerau, Grundstück Flur-Nr. 1739/2 und 1739/21 der Gemarkung Ainring) eine Anlage zum Warmwalzen von Stahl 
(Walzwerk). 

1.1 Genehmigungssituation und Rechtsgrundlagen 
Für die seitens der Stahlwerk Annahütte Max Aicher GmbH & Co. KG geplanten Änderungen wird vom Landratsamt 
Berchtesgadener Land ein immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren nach § 16 BImSchG in Verbindung mit Nr. 
3.6.1.1 (Verfahrensart G) des Anhangs 1 zur 4. BImSchV durchgeführt. 
Die Anlage ist in Spalte d des Anhangs 1 der 4. BImSchV mit dem Buchstaben E gekennzeichnet. 
Demnach handelt es sich um eine Anlage nach Artikel 10 in Verbindung mit Anhang I der Richtlinie 2010/75/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.11.2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung 
der Umweltverschmutzung). 
 
Ferner ist die Anlage durch die Nr. 3.6 in Anlage 1 des UVPG (Errichtung und Betrieb einer Anlage zur Umformung von Stahl 
durch Warmwalzen) erfasst. Aufgrund der Kennzeichnung mit dem Buchstaben „A“ in der Spalte 2 der Liste „UVP-pflichtige 
Vorhaben“ ist für das Vorhaben eine „Allgemeine Vorprüfung“ nach § 7 Abs.1 UVPG durchzuführen. Die Allgemeine Vorprüfung 
erfolgte entsprechend den Vorgaben in § 7 Abs. 1 UVPG in der derzeit geltenden Fassung nach Umsetzung der RL 2014/52/EU 
durch das UVPModG vom 20.07.2017 unter Berücksichtigung der in der Anlagen 2 und 3 zum UVPG aufgeführten 
Schutzkriterien, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann und deshalb die Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG besteht.  
 
1.2 Technische und schalltechnische Kurzbeschreibung des Vorhabens 
Das Walzwerk des Stahlwerkes Annahütte wird nur in dem hier beschriebenen Umfang geändert. Dazu erfolgt ein 
Ersatzneubau eines Wiedererwärmungsofens für Knüppel (Hubbalkenofen) auf der Flurnummer 1739/21 (Gemarkung Ainring) 
als Ersatz für den vorhandenen Hubbalkenofen auf der Flurnummer 1739/2 (Gemarkung Ainring). Das hat eine Verlängerung 
des Walzwerkes in Richtung Freilassing um ca. 40 m zur Folge. Die bestehende Walzstraße wird ansonsten nicht verändert. 
Die maximale Produktionsleistung des heutigen Hubbalkenofens beträgt 60 t/h. Die realisierbare Produktionsleistung der sich 
anschließenden Walzstraße hängt erheblich vom Durchmesser der zu walzenden Stäbe ab. Sie sinkt mit kleiner werdendem 
Durchmesser, was aus der nach oben begrenzten Drehzahl der Walzgerüste resultiert. Theoretisch kann die Walzstraße 
Momentanleistungen von bis zu 72 t/h erreichen, ab einem Stabdurchmesser oberhalb von 30 mm bremst der heutige 
Hubbalkenofen die Walzstraße aus. 
Über das gesamte Produktspektrum und unter Berücksichtigung der Rüstzeiten ermöglicht der neue Hubbalkenofen eine 
Steigerung der mittleren Walzleistung um bis zu 6 %. Ausgehend von einer mittleren Walzleistung von 41 t pro Betriebsstunde, 
welche heute erreicht wird, sind damit in Zukunft 43,5 t pro Betriebsstunde möglich. 
Im Anschluss an den Walzprozess durchlaufen die Stäbe die Adjustagebetriebe der Annahütte. Diese Adjustagen sind bereits 
heute an ihrer Kapazitätsgrenze. Daher ist über die höhere Walzleistung keine Steigerung der Produktionsmenge des Werkes 
zu erreichen. Mit der höheren Walzleistung geht folglich ein entsprechender Rückgang der Betriebsstunden des Walzwerkes 
einher. 
Angesichts des schwierigen Stahlmarktes ist eine Steigerung der Produktionsmenge auch nicht zielführend, eine Steigerung der 
Effizienz jedoch von essentieller Bedeutung. 
Durch die beantragte Kapazitätserhöhung von 60 t/h auf 80 t/h ergeben sich keine Änderungen der sonstigen bestehenden 
Anlagenteile und Betriebsabläufe wie z.B. tägliche/jährliche Verarbeitungs- bzw. Produktionsmengen oder Fahrverkehr, 
Rohstoffaufgabe mittels Lok, die Adjustagen sowie die Emissionssituation, da die Überschreitung der bisherigen Maximalka-
pazität von 60 t/h auf bis zu max. 80 t/h jeweils nur kurzzeitig und für einzelne Produkte erfolgen wird. Die 
Schnittstellen/Grenzen des Änderungsantrages mit Hinblick auf die beantragte Kapazitätserhöhung des Hubbalkenofens auf 80 
t/h werden hier im Weiteren erläutert: 



Das Vormaterial (Knüppel) wird zu SAH in Ganzzügen angeliefert. Die Züge werden vor Ort auf dem Knüppelplatz entladen und 
das Vormaterial dort zwischengelagert. Bevor die Knüppel im Hubbalkenofen erwärmt werden, werden sie in der Knüppelhalle 
ein weiteres Mal zwischengelagert. Der Transport zum Auflagetisch von dort erfolgt dann per Kran. Die Knüppel-halle verfügt 
über eine Kapazität von bis zu 9.000 t. Im Normalfall sind in etwa Knüppel mit einer Masse von 5.000 t darin zwischengelagert. 
In Summe (Knüppelhalle + Knüppelplatz) befinden sich durchschnittlich Knüppel mit einer Masse von 16.000 t bei SAH auf 
Lager, was einer Produktionsmenge von über drei Wochen entspricht. Aus den Kapazitäten der Zwischenlager ist abzuleiten, 
dass eine kurzzeitige Kapazitätserhöhung weder Auswirkungen auf den Bahnverkehr bei der Anlieferung der Knüppel noch auf 
den innerbetrieblichen Weitertransport hat. Nachteilige Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 
Innerhalb der Knüppelhalle wird das Vormaterial mit dem Kran auf den Auflagetisch transportiert. Auf dem Auflagetisch können 
bis zu 20 Knüppel abgelegt werden. Damit kann der Hubbalkenofen in etwa eine halbe Stunde bestückt werden. Die Knüppel 
befinden sich anschließend über eine Stunde zur Erwärmung im Hubbalkenofen, ehe sie ausgestoßen und gewalzt werden. In 
der zu betrachtenden ungünstigsten vollen Stunde können die Kranbewegungen in der Knüppelhalle zum Teil Auswirkungen 
haben. Auf der einen Seite ist eingängig, dass durch eine Erhöhung der Kapazität mehr Vormaterial transportiert werden muss, 
was eine Erhöhung des Kranbetriebs in der Knüppelhalle zur Folge hat. Auf der anderen Seite finden die Tätigkeiten in der 
Knüppelhalle bereits circa eineinhalb bis zwei Stunden vor dem Ausstoß des Knüppels in die Walzstraße statt. 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass es von Chargengrößen und Produktionsplanung abhängt, ob die 
Tätigkeiten in der Knüppelhalle bei einer Hubbalkenofen-Kapazität von 80 t/h einen Einfluss auf die ungünstigste volle Stunde 
haben. Entsprechend sind diese Tätigkeiten als Teil/Grenze des Änderungsantrages mit einzubeziehen. 
Am anderen Ende des Walzwerkes kühlt das Walzgut zunächst auf dem Kühlbett ab, ehe es geschnitten, gebündelt und auf 
Eisenbahnwaggons verladen wird. Zur Nachtzeit (22 – 6 Uhr) findet auf dem Werksgelände kein Eisenbahnbetrieb statt. Zudem 
sind Fenster und Tore im Walzwerk in diesem Zeitfenster (ausgenommen von Lüftungspausen) geschlossen. Der letzte 
Abtransport der beladenen Waggons erfolgt täglich kurz vor 22 Uhr. Die abtransportierten Waggons werden dabei durch leere 
Waggons ersetzt. Im Normalfall beträgt die Kapazität aller im Walzwerk zur Verfügung stehenden Waggons 600 t, durch den 
koordinierten Einsatz von Schwerlastwaggons (SAMMS) kann die Kapazität jedoch problemlos bis auf 650 t erweitert werden. 
Vordergründlich ausschlaggebend für die Koordination des Abtransportes von Waggons ist der nachfolgende Bestimmungsort. 
Da der innerbetriebliche Bahntransport ausschließlich zur Tagzeit stattfindet und die gewalzte Menge nur nachgeordnet zu 
betrachten ist, sind durch eine Erhöhung der Hubbalkenofen-Kapazität hier keine nachteiligen Auswirkungen zu erwarten. Die 
zweite Grenze des Änderungsantrages ist demnach die Verladung des Walzgutes auf die Eisenbahnwaggons. 
Die Kapazität der sich an das Walzen anschließenden Veredelungsbetriebe ist bereits heute ausgeschöpft, es ist nicht 
vorgesehen diese zu erhöhen bzw. auszubauen. 
 
2. UVP Vorprüfungskriterien: 
 
Luftschadstoffimmissionen und Lärmimmissionen stellen die einzigen vorhabensbedingten Wirkungspfade dar.  

 
3. Merkmale und Vorkehrungen: 
 
Die Anforderungen zur Luftreinhaltung und zum Schallschutz werden im Genehmigungsverfahren anhand der Vorgaben der 
TA-Luft und der TA- Lärm festgelegt. 
 
Das beantragte Vorhaben wird in Hinblick auf die Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 6 Nr. 1 BImSchG geprüft. Der 
Prüfumfang umfasst folgende Aspekte, ob 
 
● schädliche Umwelteinwirkungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden, und 
● Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen durch den Betrieb der Anlage getroffen ist, insbesondere durch die den 

Stand der Technik entsprechende Maßnahmen zur Emissionsbegrenzung. 
 
Es ist das Ergebnis zu erwarten, dass durch den Betrieb der Anlage keine schädlichen Umwelteinwirkungen und keine 
erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die in § 1 BImSchG genannten Schutzgüter hervorgerufen werden, wenn bei 
antragsgemäßer Errichtung und ordnungsgemäßen Betrieb der Anlage, sowie bei Einhaltung der Auflagen sichergestellt ist, 
dass Schutz und Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen getroffen sind, insbesondere durch die dem Stand der 
Technik entsprechende Maßnahmen.  
 
Folgende wesentlichen Gründe sind für das Nichtbestehen der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung mit 
Hinweis auf die dafür einschlägigen Kriterien der Anlage 3 des UVPG zu nennen: 
 
- Schutzgut Mensch – Lärmbelästigung: 
Nach dem Gutachten des IB TÜV v. 15.11.2023 sowie bisher vorliegender Abnahmemessungen samt bisher schon umfangreich 
durchgeführter Schallschutzmaßnahmen bzw. aktuell erfolgter Sanierungsmaßnahmen aufgrund der zuletzt festgestellten 
geringfügigen Überschreitung an einem IO ist davon auszugehen, dass an den nächstgelegenen als relevant eingestuften IO´en 
die zulässigen IRW gem. TA Lärm auch weiterhin eingehalten werden können. Schallschutzvorkehrungen sind entsprechend 
dem Stand der Technik vorgesehen. 
 
Unter den betrachteten Voraussetzungen an den maßgeblichen Immissionsorten werden die zulässigen 
Immissionsrichtwertanteile im Rahmen der wesentlichen Änderung der Anlage zum Walzen von Metallen eingehalten bzw. 
unterschritten. Das geplante Vorhaben entspricht in der beantragten Ausführung dem Stand der Technik zur Lärmminderung. 
Die vorhandene Lärmschutzwand wirkt v.a. für die Bebauung Saalachau und die österreichische Seite lärmmindernd.  
 
- Schutzgut Mensch bzw. menschliche Gesundheit, Luft, Pflanzen und biologische Vielfalt – Luftreinhaltung: 
Bei der Beurteilung des Vorhabens wurden vom IB TÜV auch die BVT-SF Eisenmetallverarbeitungsindustrie v. 11.10.2022 beim 
Stand der Technik berücksichtigt. 
Die Emissionsfrachten von der Emissionsquelle HBO der relevanten Schadstoffe Staub und Stickstoffoxide verringern sich 
insgesamt, so dass die künftigen Frachten dort dann noch jeweils rd. 70 % der bisherigen ausmachen.  
Die Emissionsfrachten der Emissionsquellen unterschreiten auch in Summe mit den weiteren Emissionsquellen der Anlage die 
Bagatellmassenströme für Gesamtstaub sowie PM10 und PM2,5 nach Nr. 4.6.1.1 der TA Luft.  
Der Anlage ist daher für konzentrationsbezogene Immissionen aus der Abluft der Emissionsquellen kein relevanter 
Einwirkungsbereich zuzuordnen, in welchem überhaupt eine Prüfung auf besondere örtliche Gegebenheiten stattfinden könnte.  



 
Die Emissionsfrachten der Stickstoffoxide aus den Emissionsquellen der Anlage überschreiten in Summe den 
Bagatellmassenstrom, weshalb die Kenngrößen (Konzentration und Deposition) für die Gesamt-Zusatzbelastung gem. TA Luft 
zu ermitteln ist.  
Die Immissionen der Gesamtanlage unterschreiten die Irrelevanzkriterien für die Gesamt-Zusatzbelastung bzgl. dem Schutz der 
Vegetation und der menschlichen Gesundheit.  
Wo das Irrelevanzkriterium für den Schutz der menschlichen Gesundheit nicht unterschritten werden kann, unterschreitet die 
Gesamtbelastung dann aber die einschlägigen Vorgaben der diesbezüglichen Kenngröße.  
Darüber hinaus werden nach dem o.g. Gutachten auch die Abschneidekriterien bzgl. der Stickstoffdeposition und den 
Säureeintrag hinsichtlich des Schutzguts Pflanzen und biologische Vielfalt erfüllt – eine weitere Betrachtung ist daher hier nicht 
nötig.  
 
- menschliche Gesundheit/Legionellen: 
Es ergibt sich keine erkennbare Legionellenproblematik durch den Behandlungsprozess des heißen Stahls (Aushärtung), eine 
Herunterkühlung (von ca. 900°C) findet anschließend nur an der Luft statt. Das Wasser wird nirgendwo zwischengespeichert, 
sondern direkt aus dem Hammerauer Mühlbach (prozessbedingt max. 25°C warm) entnommen. 
Es ergibt sich damit keine Legionellengefährdung i.S. der 42. BImSchV für die Umgebungsluft. 
 
- Bezüglich Anlagensicherheit und sonstigen Gefahren einschließlich 12. BImSchV, Abfallwirtschaft und Energieeffizienz sind 
keine Beeinträchtigungen der Merkmale nach Nr. 3 der Anlage 2 zum UVPG zu erkennen bzw. haben keine Relevanz. 
Das Stahlwerk Annahütte unterliegt nicht den Anforderungen der Störfall-Verordnung. Mit dem Vorhaben kommen keine neuen 
sicherheitsrelevanten Aspekte hinzu. 
 
- Die Belange Natur- und Denkmalschutz sind nicht relevant, da die Änderungen innerhalb der bestehenden Hallen der SAH 
sind und nur bereits bebaute und versiegelte Flächen beanspruchen. Es kommt zu keiner Verschlechterung der 
naturschutzfachlich relevanten Schutzgüter. Eine Errichtung von massiven Hochbaukörpern ist nicht geplant. Nach dem 
Flächennutzungsplan handelt es sich um ein Industriegebiet nach § 9 BauNVO. 
 
4. Zusammenfassung: 
 
Die allgemeine Vorprüfung ergab, dass durch das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind. 
Daher ist die Durchführung einer (weitergehenden) Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen 
Verfahrens nach §§ 4 und 16 BImSchG nicht erforderlich. 
 
 
Der Feststellungsvermerk vom 27.12.2023 kann mit den entsprechenden Unterlagen während der allgemeinen Dienststunden 
im Landratsamt Berchtesgadener Land, Zimmer Nr. 202, eingesehen werden. Um vorherige Terminvereinbarung zur 
Einsichtnahme unter der Telefonnummer 08651/773-509 wird gebeten. Gemäß Art. 27a BayVwVfG ist der Vermerk im UVP-
Portal abrufbar. 
 
Diese Feststellung, die nicht selbständig anfechtbar ist, sondern nur mit der Entscheidung über die Genehmigung (§ 5 Abs. 3 
Satz 1 UVPG), wird hiermit nach § 5 Abs. 2 Satz 1 bis 3 UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben. 
 
Bad Reichenhall, den 31.12.2023 
Landratsamt Berchtesgadener Land 
 
Bernhard Kern, Landrat 


